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Betreffend Abschnitt 2.1 Öffentliche Daseinsvorsorge - Erster Absatz (Zeile 192 bis 200) 
 
durchgestrichen: entfernen 
fett: hinzufügen 
 
Die Kommunen stellen eine Vielzahl von öffentlichen Gütern und Dienstleistungen bereit – von der 
Abwasserentsorgung bis hin zur Kfz-Zulassung. Sie stehen dabei im Zentrum der sozialen 
Auseinandersetzung – zwischen öffentlichem Bedarf und kapitalistischer Verwertungs(un)logik. 
Einerseits engagieren sich viele Menschen ehrenamtlich, andererseits werden die Mittel für 
öffentliche Einrichtungen extrem knappgehalten. verknappt. Aber Geld ist ausreichend da, es 
muss nur anders verteilt werden. es wird uns allen nur vorenthalten. Wir brauchen 
Handlungsspielräume statt Sparzwang. Daher setzen wir uns von Landes- bis EU-Ebene für 
die Abschaffung der “Schuldenbremsen” ein, welche die Kommunen besonders hart 
treffen. Bundespolitisch setzen kämpfen wir daher für eine Wiedereinführung der Vermögensteuer 
und einen höheren Spitzensteuersatz. Wesentliche Teile der höheren Einnahmen sollen den 
Kommunen zugutekommen, um den kommunalen Investitionsstau zu beenden. In Region und 
Stadt werden wir dafür streiten, dass das vorhandene Geld gerecht verteilt wird. 
 
Begründung 
 
Die Schuldenbremsen bedeuten dauerhaften Sparzwang in den Kommunen. Ohne sie würde es 
Wirtschafts- bis Autoritär-Neoliberalen wesentlich schwerer fallen, das Gemeinwesen zu zerstören. 
Wegen der Schuldenbremsen kann diesem Prozess zugeschaut und auf den vermeintlich natürlich 
gegebenen Umstand verwiesen werden, dass Geld immer knapp sei - falsch! An den 
Schuldenbremsen scheiterte die Ampel-Regierung und die aktuellen Debatten um Kürzungen 
zeigen, dass auch Schwarz-Rot daran wieder scheitert. 
 
Bei bestehenden Schuldenbremsen gibt es kein Szenario die großen Herausforderungen unserer 
Zeit auf dem Reformweg zu lösen: Klimafreundliche Wirtschaftstransformation, Verkehrswende, 
Beseitigung der Wohnungs- und Bildungskrise, dies sind allesamt gigantische 
Investitionsvorhaben. Hier gilt es zu kotzen und nicht zu kleckern! 
 
Aber ganz im Gegenteil, die Regierungen schaffen es aktuell nicht einmal, den Zustand des 
Gemeinwesens zu erhalten. Die Kommunen leiden unter einer speziellen Irrweg, der ihnen Kredite 
versagt, und zwar durch die Trennung von Investitionen und laufenden Ausgaben. Aber auch für 
letztere können Kredite sinnvoll sein. Wenn eine Lehrerin mit Kindern wieder Vollzeit arbeiten 
kann, weil eine Erzieherin ihre Stunden aufgestockt hat und sich um mehr Kinder kümmern kann, 
ist das Geld gut untergebracht. Aber das ist aus neoliberaler Sicht nicht vorgesehen, weil auch das 
Bildungswesen zu Profitzwecken ruiniert und nachfolgend privatisiert werden soll. 
 
Wir müssen die Schuldenbremsen an allen Stellen bekämpfen und dürfen in unserem 
Kommunalwahlprogramm auf gar keinen Fall das Märchen wiederholen, es müsse erst gewisse 
Einnahmen geben, damit Ausgaben getätigt werden können, sodass man sich in diesem 
“gottgegebenen” Zustand auf ewig um die vorhandenen Krümel streite. Das ist in letzter 
Konsequenz tatsächlich antidemokratisch und daran sollten wir uns nicht beteiligen. 


